
Antrag SG-09: Gerechte Verteilung: Politische Forderungen der 
AWO für einen starken Sozialstaat und eine zukunftsgerichtete 
Steuer- und Fiskalpolitik
Antragsteller*in: AWO Präsidium
Status: angenommen
Sachgebiet: SG - Soziale Gerechtigkeit & Steuerpolitik

 1 Wir fordern die Bundesregierung dazu auf, unverzüglich Maßnahmen für einen starken
 2 Sozialstaat auf den Weg zu bringen und machen dafür konkrete Vorschläge in den
 3 Politikfeldern von Armutsbekämpfung, Arbeitsmarktintegration, Barrierefreiheit und
 4 Diskriminierungsschutz, Alterssicherung sowie der Steuer- und Fiskalpolitik.

 5 Gleichzeitig bekennen auch wir als Arbeiterwohlfahrt uns zu unserer Verantwortung,
 6 soziale Verwerfungen zu erkennen und ihnen mit all unseren Möglichkeiten
 7 entgegenzuwirken. Das bedeutet auch, dass wir unsere soziale Arbeit
 8 diskriminierungssensibel und diversitätsorientiert leisten und sich unsere Dienste
 9 für alle Menschen öffnen.

 10 1) Armutsbekämpfung
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Die Ermittlung der Regelbedarfe in der Grundsicherung (SGB II und SGB XII) ist
grundsätzlich zu überarbeiten. Der Gesetzgeber muss in Zukunft sicherstellen,
dass die Leistungen existenzsichernd sind und Teilhabe ermöglichen.
Dementsprechend muss eine Referenzgruppe zugrunde gelegt werden, die nicht
selbst in Armutslagen lebt. Die AWO fordert, sogenannte verdeckt arme Menschen
aus der Referenzgruppe auszuschließen. Dazu ist eine stärkere Orientierung an
den Ausgaben der Mitte ein geeignetes Mittel. Streichungen von einzelnen
Ausgabenpositionen sind zurückzunehmen, da sonst das zugrundeliegende
Statistikmodell nicht funktioniert.

Digitale Teilhabe ist inzwischen eine Voraussetzung für soziale Teilhabe
geworden. Gleichzeitig werden vulnerable Zielgruppen beim digitalen Wandel
strukturell benachteiligt. Daher fordert die AWO einen universellen 
Rechtsanspruch auf digitale Teilhabe. Die aktuelle Regelsatzberechnung führt zu
einer Verstärkung des digitalen Grabens in der Gesellschaft, daher fordern wir
die Schaffung eines monatlichen digitalen Existenzminimums von 60 Euro und einer 
digitalen Grundausstattung in Höhe von 600 Euro in allen sozialstaatlichen
Leistungssystemen. Nicht einmal die Hälfte der Bevölkerung verfügt über die
nötigen Digital-Basis-Kompetenzen. Daher braucht es ein ambitioniertes Programm
zur Finanzierung zielgruppengerechter und f㘶ächendeckender Lern-, Erfahrungs-
und Beratungsangebote.

Die CO2-Bepreisung ist ein kapitalistischer Marktmechanismus, der zwar CO2-
Emisisonen unattraktiv macht und das Verursacherprinzip stärkt, aber für sich
allein gestellt sozial ungerecht ist. Wer über viel Einkommen oder Vermögen
verfügt, kauft sich frei oder ist permanent in der Lage, den technischen
Fortschritt in den eigenen Alltag einzupf㘶egen. Reiche und Superreiche
emittieren in wenigen Monaten so viel C02 wie normale Verbraucher*innen in ihrem
in ihrem ganzen Leben. Als AWO fordern wir daher ein wesentlich stärkeres
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Ordnungsrecht und entsprechende Regulierungen, damit CO2-Emissionen auf null
zurückgeführt werden können. Das sozial gestaffelte Klimageld ist in diesem
Kontext die zweitbeste Lösung und muss vor 2027 eingeführt werden. Es darf nicht
auf die Leistungen der Grundsicherung angerechnet werden und muss darüber hinaus
dazu beitragen, Luxusemissionen stärker zu regulieren. Steigende
Lebenshaltungskosten und Ausgaben, die für eine klimaverträglichere Lebensweise
notwendig sind, müssen bei der Ermittlung der Regelbedarfe in der Grundsicherung
berücksichtigt werden. Zudem sollten Stromkosten außerhalb des Regelbedarfs in
tatsächlicher Höhe übernommen werden. Für die Erst- und Ersatzbeschaffung
großer, energieeff㘶zienter Haushaltsgeräte („weiße Ware“, wie Waschmaschinen
oder Kühlschränke) sollten Mehrbedarfe statt Darlehen gewährt werden.
Entsprechende Leistungen müssen auch für Menschen in den vorgelagerten Systemen,
wie dem Wohngeld oder dem Kinderzuschlag, vorgehalten werden. Darüber hinaus
gilt es im Sinne der Langlebigkeit einen Reparaturbonus für haushaltsübliche
Elektro- und Elektronikgeräte einzuführen.

Der mit dem Bürgergeldgesetz eingeführte Mechanismus zur jährlichen Anpassung 
der Regelbedarfe an die Preis- und Lohnentwicklung kann systematisch nicht
überzeugen, weil er Kaufkraftverluste nicht zwangsläuf㘶g verhindert. Bei der
Fortschreibung der Bedarfe ist der Mischindex aus Lohn- und Preisentwicklung
durch ein Günstigerprinzip der beiden zu ersetzen. Der Zwölfmonatszeitraum zur
Ermittlung der Preis- bzw. Lohnentwicklung muss möglichst nah am Jahresende
liegen. Des Weiteren muss ein Prüfmechanismus eingeführt werden, um
sicherzustellen, dass die Regelsatzfortschreibung die unterjährigen
Kostensteigerungen auch tatsächlich ausgeglichen hat. Bei Unterdeckungen ist ein
ergänzender Ausgleich durch eine Einmalzahlung zum Jahresende gesetzlich zu
verankern.

Für Kinder und Jugendliche aus Trennungsfamilien, deren Eltern Leistungen der
Grundsicherung erhalten, wird der Regelsatz momentan tageweise aufgeteilt. Durch
das Aufwachsen an zwei Orten entstehen jedoch Mehrkosten, die nicht gedeckt
werden. Die AWO fordert die Bundesregierung daher dazu auf, eine entsprechende
Datenbasis für die Bestimmung dieser Mehrbedarfe zu schaffen und auf Basis
dieser Ergebnisse einen empirisch hergeleiteten Umgangsmehrbedarf für
Trennungskinder und -jugendliche in der Grundsicherung einzuführen. Auch für
Trennungseltern können umgangsbedingte Mehrkosten entstehen, zum Beispiel
Fahrtkosten zum Wohnort des anderen betreuenden Elternteils. Diese müssen
ebenfalls gedeckt werden.

Die Einkommensanrechnung im Bürgergeld ist aus der Perspektive der
Leistungsberechtigten unfair und schwächt Erwerbsanreize. Im Auftrag des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales hat ein Forschungskonsortium einen
Vorschlag für eine aufkommensneutrale Reform der Transferentzugsraten
entwickelt, der darüber hinaus positive Effekte auf das Arbeitsangebot hat und
keine*n Leistungsberechtige*n schlechter stellt. Dieser kann Orientierung bei
der Reform geben. In diesem Zusammenhang erneuert die AWO ihre Forderung, die
sozialrechtliche Anrechnung des Basisbetrags beim Elterngeld wieder
zurückzunehmen, um auch armutsbetroffenen Familien einen f㘶nanziellen
„Schonraum” nach der Geburt eines Kindes zu ermöglichen.
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Das Wohngeld sollte angesichts der rasanten Mietenentwicklung in Zukunft jedes
statt nur alle zwei Jahre fortgeschrieben werden. Zudem sollten die
Berechnungsparameter der Wohngeldformel so angepasst werden, dass die Belastung
durch Wohnkosten 30 Prozent des verfügbaren Einkommens nicht überschreitet. Der
Transferentzug im Wohngeld und die Abstimmung mit weiteren Leistungen, wie dem
Kinderzuschlag, müssen so verändert werden, dass eine Erhöhung des Einkommens
aus Erwerbsarbeit nicht dazu führt, dass faktisch weniger verfügbares Einkommen
vorhanden ist.

Das BAföG muss auf ein bedarfsdeckendes Niveau angehoben und regelmäßig an die
Preisentwicklung angepasst werden. Vor dem Hintergrund steigender Wohnkosten
bedarf es auch einer Anpassung der regional bisher nicht differenzierten
Wohnkostenpauschale.

Das Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) führt zu einer erheblichen
Ungleichbehandlung von Gef㘶üchteten im Vergleich zu anderen
Leistungsberechtigten und trägt zur Verfestigung von Armut bei. Die AWO fordert
daher die Wiedereingliederung von Leistungsberechtigten nach dem AsylbLG in das
bestehende Sozialhilferecht, um eine diskriminierungsfreie Existenzsicherung und
gesellschaftliche Teilhabe zu gewährleisten. Die abgesenkten Leistungen im
AsylbLG basieren nicht auf realen Bedarfen, sondern auf politisch motivierten
Abschreckungszielen, die mit einer menschenwürdigen Sozialpolitik unvereinbar
sind. Zudem ist eine gerechtere Verteilung der Mittel erforderlich, um regional
unterschiedliche Kostenstrukturen sowie besondere Bedarfe von Gef㘶üchteten
angemessen zu berücksichtigen. Die AWO fordert daher eine Neuberechnung der
Bedarfe auf Grundlage einer wissenschaftlich fundierten Methodik, die
sicherstellt, dass alle Menschen unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus ein
soziokulturelles Existenzminimum erhalten.

Die AWO fordert ein einheitliches soziokulturelles Existenzminimum im Sozial-,
Steuer- und Unterhaltsrecht. Der Grundfreibetrag im Einkommensteuertarif sollte
dem sozialhilferechtlichen Existenzminimum entsprechen, das Menschen in allen
Grundsicherungssystemen erhalten. Auch für Kinder und Jugendliche braucht es ein
rechtskreisübergreifend einheitliches Existenzminimum.

Der Zugang zu monetären Leistungen muss für die Bürger*innen verbessert werden.
Der Grundgedanke sollte dabei sein, dass der Staat in der Verantwortung dafür
ist, dass alle, die Anspruch auf bestimmte Leistungen haben, diese auch
erhalten. So verstehen wir beispielsweise auch die Idee einer
Kindergrundsicherung. Aufbauend darauf muss geprüft werden, welche
existenzsichernden Leistungssysteme für Erwachsene sowie Kinder und Jugendliche 
langfristig sinnvoll zusammengeführt werden können, ohne Verschlechterungen für
die Leistungsberechtigten zur Folge zu haben. Die Zivilgesellschaft und
Betroffene selbst müssen in diesem Prozess angemessen beteiligt werden. Darüber
hinaus müssen die leistungsgewährenden Stellen besser werden im armutssensiblen 
und diskriminierungsfreien Umgang mit ihren Klient*innen. Beratung muss
niedrigschwellig analog und digital, mehrsprachig und in einfacher Sprache
vorgehalten werden. Die Zusammenarbeit mit gemeinnützigen Einrichtungen, wie
z.B. Familienzentren, ist auszubauen, um alle Menschen auch wirklich zu
erreichen und zur Wahrnehmung ihrer Rechtsansprüche zu motivieren.
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Menschen mit Migrationsbiograf㘶e haben ein erhöhtes Armutsrisiko und nehmen die
ihnen zustehenden (Beratungs-) Leistungen oft nicht in Anspruch. Wir fordern die
politischen Entscheidungsträger*innen daher auf, Diskriminierung nachhaltig
abzubauen und Maßnahmen und Programme zur Bekämpfung von Rassismus und allen
anderen Formen von Menschenfeindlichkeit zu initiieren.  Wir verpf㘶ichten uns
als Arbeiterwohlfahrt, auf die Politik Einf㘶uss zu nehmen, damit allen Menschen
gleichberechtigte Teilhabe ermöglicht wird. Während der Staat die Verantwortung
für die entsprechenden Rahmenbedingungen trägt, sind wir verpf㘶ichtet, in
Trägerschaft von Einrichtungen und Dienstleistungen, diskriminierungsfreies 
Umfeld, Zugänge zu unseren Angeboten und Dienstleistungen zu sichern und
gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen.  Wir entwickeln Strategien zur
systematischen Verbesserung der Angebote und Maßnahmen, setzen diese um und
ermöglichen den Zugang zur adäquaten Versorgung Menschen mit
Migrationsbiograf㘶e. Dazu werden wir regelmäßige Erhebungen und Analysen der
Bedürfnisse der Menschen vor Ort durchführen und die erheblichen
gesellschaftlichen sowie sozialen Benachteiligungen von Menschen mit
Migrationsbiograf㘶e und die Zugangsbarrieren identif㘶zieren, die deren
gesellschaftliche Teilhabe verhindern.

Es gilt aus den Erfahrungen der SARS-CoV-2-Pandemie zu lernen und den
Sozialstaat pandemie- und krisenfest zu gestalten. Wir fordern die partizipative
Erarbeitung einer nachhaltigen, bildungs-, sozial- und gesundheitspolitischen
Gesamtstrategie, die unabhängig von Geschlecht, Alter, Behinderungen, Bildung,
Einkommensniveau oder Staatsbürgerschaft die Lebensbedingungen
gesundheitsfördernd gestaltet, den Schutz vulnerabler Personengruppen, sowie
ihre Teilhabe sicherstellt und Maßnahmen zur Sicherstellung der Einrichtungen,
Angebote und Dienste der Freien Wohlfahrtspf㘶ege in Krisenzeiten beinhaltet.

Wir sprechen uns für ein Mindestlohnniveau aus, dass sich an der Europäischen 
Mindestlohnrichtlinie orientiert, wobei der Mindestlohn demnach nicht weniger
als 60% des Medianlohns betragen sollte. Für Deutschland bedeutet dies, dass der
Mindestlohn 2025 bereits 15,12 Euro betragen müsste. Aus Sicht der AWO ist es
Aufgabe der Legislative, über die Höhe des gesetzlichen Mindestlohns zu
entscheiden. Die Entscheidung darf nicht einer Kommission überlassen werden. Ein
angemessener Mindestlohn muss jährlich angepasst und die Inf㘶ation
berücksichtigen. Vom Mindestlohn prof㘶tieren insbesondere Menschen mit niedrigen
Einkommen durch Lohnzuwächse, die Sozialversicherungen und die Rente werden
gestärkt, sowie das Armutsrisiko abgesenkt. Studien legen zudem eine
Verschiebung von Jobs nahe: Unattraktive und unterbezahlte Jobs fallen weg,
während bessere bezahlte und produktivere Jobs entstehen.

Wird der Mindestlohn erhöht, gilt es gleichzeitig auch die
Mindestausbildungsvergütung anzuheben, damit die Attraktivität einer
langjährigen, qualif㘶zierten Berufsausbildung für junge Menschen gestärkt wird.
Der Bezugspunkt dafür müssen realistische Lebenshaltungskosten sein, die ein
selbstbestimmtes Leben unabhängig der Eltern ermöglichen. Notwendig ist dafür,
dass die Vergütung regelmäßig an die Inf㘶ation sowie die grundsätzliche
Einkommensentwicklung angepasst wird. Wir sprechen uns dafür aus, dass die
gesetzlich geregelte Mindestausbildungsvergütung (MiAV) auf 80% der 
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durchschnittlich tarif㘶ich festgelegten Ausbildungsvergütung angehoben wird.

Die Ausgestaltung von Mindestlohn und Mindestausbildungsvergütung kann dabei nur
eine gesetzliche Untergrenze darstellen. Um auch mittlere Einkommen im Hinblick
auf Lohn und Arbeitsbedingungen zu stabilisieren, gilt es Tarifverträge
grundsätzlich in ihrer gesellschaftlichen Normsetzungsfunktion zu stärken und
darauf hinzuwirken, dass diese leichter allgemeinverbindlich erklärt werden 
können. Darüber hinaus sprechen wir uns gegen sachgrundlose Befristungen, für
die Eindämmung von Minijobs und für die Begrenzung der Leiharbeit und ihrer
Auswüchse auf ein notwendiges Minimum aus.

Bestimmte Beschäftigungsformen, wie Minijobs, sind dafür prädestiniert,
Altersarmut zu fördern. Minijobs müssen daher eingedämmt werden. Diese bieten
wenig Absicherung im Alter, fördern Altersarmut und verdrängen
sozialversicherungspf㘶ichtige Beschäftigung. In bestimmten Lebensphasen können
Minijobs ein attraktiver Zuverdienst sein. So können Studierende und 
Rentner*innen mit Minijobs ihr Einkommen aufbessern. Deshalb sollten diese
weiterhin die Möglichkeit haben Minijobs auszuüben. Zudem muss die
Verdienstgrenze für Minijobs abgesenkt werden, um die Ausweitung geringfügiger
Beschäftigungsverhältnisse zu begrenzen. Die Verdienstgrenze soll so festgelegt
werden, dass Minijobs nicht als Ersatz für reguläre
sozialversicherungspf㘶ichtige Beschäftigungen genutzt werden können. Zudem
sollen dadurch Arbeitgeber dazu angehalten werden, reguläre Arbeitsverhältnisse
anzubieten.

Wachsende Ungleichheiten in der Gesellschaft, die früh im Leben beginnen und
sich über die gesamte Lebensspanne fortsetzen, haben erhebliche Auswirkungen auf
die Lebensqualität und auf die Lebenserwartung der Menschen. Armut erhöht das
Risiko für chronische Krankheiten und für frühen Tod. Vor diesem Hintergrund
fordern wir die politischen Entscheidungsträger*innen auf, die Gesundheitliche 
Chancengerechtigkeit, insbesondere vulnerabler Gruppen, zu stärken und allen
Menschen in Deutschland gleichermaßen einen niedrigschwelligen Zugang zu
Angeboten und Maßnahmen der Gesundheitsförderung und Prävention sowie zu
Gesundheitsversorgung und Gesundheitsinformation zu schaffen. Dies schließt die
barrierefreie Gestaltung des Gesundheitswesens zwingend ein. Nur so können
Partizipation und Teilhabe für alle gewährleistet werden. Die Stärkung von
Partizipationsmöglichkeiten führt nicht nur zu mehr Teilhabe, sondern fördert
auch das demokratische Miteinander und führt im Ergebnis zu einer insgesamt
resilienteren Gesellschaft. Ungleichheiten in der Gesundheitsversorgung müssen
dringend adressiert werden, daher verpf㘶ichten wir uns dahingehend auf die
Politik einzuwirken, das Präventionsgesetz ressortübergreifend fortzuschreiben,
um notwendige Reformprozesse zusammenzuführen und die Überführung
evidenzbasierter Maßnahmen sowie Guter-Praxis-Beispiele in die Regelversorgung
zu ermöglichen. Außerdem setzen wir uns dafür ein, dass der Aktionsplan für ein 
diverses, inklusives und barrierefreies Gesundheitswesen, der noch zum Ende des
Jahres 2024 vom Bundesgesundheitsministerium veröffentlich wurde, umgesetzt
wird.  Mit unseren Verbänden, Trägern, Einrichtungen und Diensten, die tief in
den Lebenswelten der Menschen verankert sind, verpf㘶ichten wir uns
gesundheitsfördernde Strukturen in den Quartieren vor Ort auf- und auszubauen,
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um so zu einer Verminderung sozial bedingter Ungleichheit von Gesundheitschancen
beizutragen.

Das Deutschlandticket muss erhalten und weiterentwickelt werden, um
familienfreundlicher und sozial gerechter zu werden. Die AWO fordert eine
kostenfreie Nutzung für Kinder bis 14 Jahre und für alle Menschen in der
Grundsicherung. Ein reduzierter Sozialtarif für Kinder, Menschen in Ausbildung
und mit geringen Einkommen und Renten sowie für Beziehende von Sozialleistungen
ist aus Sicht der AWO ein erster Zwischenschritt.

Armut ist eine gesamteuropäische Herausforderung. Viele Millionen Menschen in
der EU sind davon betroffen. Daher muss die Bekämpfung von Armut auf
europäischer Ebene höchste Priorität haben. Die AWO setzt sich dafür ein, die
Europäische Säule Sozialer Rechte konsequent umzusetzen, indem daraus
verbindliche Gesetze abgeleitet werden und ihre Grundsätze bei der
Politikgestaltung berücksichtigt werden. Konkret ist die Einführung einer
Rahmenrichtlinie notwendig, die europaweite Mindeststandards für nationale 
Mindestsicherungssysteme festlegt. Ergänzend dazu sollten eine EU-weit gültige
Arbeitslosenrückversicherung eingeführt werden, die als
Stabilisierungsmechanismus für zukünftige Wirtschaftskrisen dient.

Die europäische Kohäsionspolitik leistet einen wichtigen Beitrag, Europa näher
zu den Bürger*innen zu bringen und den wirtschaftlichen und sozialen
Zusammenhalt in der EU zu stärken. Die kohäsionspolitischen Fonds unterstützen
dabei, Armut vor Ort zu bekämpfen und die soziale Integration zu fördern. Dies
muss auch in Zukunft gewährleistet sein. Angesichts der bestehenden
wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten in der EU ist es von entscheidender
Bedeutung, einen sozialen und inklusiven EU-Finanzrahmen ab 2028 zu schaffen,
der die Umsetzung der Europäischen Säule sozialer Rechte weiterhin unterstützt.
Die AWO setzt sich auf allen Ebenen für eine Kohäsionspolitik ein, die auch
zukünftig in allen Regionen investiert und entlang der regionalen Bedarfe durch
vor Ort verwaltete und mitbestimmte Projekte erfahrbar bleibt. Eine
Zentralisierung der Entscheidungsbefugnisse über die Vergabe von EU-
Fördermitteln von der regionalen auf die nationale Ebene lehnt die AWO ab. Die
kohäsionspolitischen Fonds müssen auskömmlich f㘶nanziert, inklusive Ansätze
enthalten und gezielt auf benachteiligte Zielgruppen ausgerichtet sein. Zudem
muss die Zivilgesellschaft bei der Erstellung der Programme beteiligt (ziviler
Dialog) und das Partnerschaftsprinzip in allen Mitgliedstaaten gelebt werden.

 257 2) Wohnungspolitik
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Das Recht auf Wohnen ist ein Menschenrecht – als solches sollte es im
Grundgesetz verankert werden.

Der soziale Wohnungsbau ist einer der Schlüssel zur Lösung der Mietenkrise. Es
braucht daher eine Bauoffensive für bezahlbaren Wohnraum. Dabei muss
sichergestellt werden, dass ein ausreichender Anteil der neu entstehenden
Wohnungen sozial gebunden und barrierefrei ist und auch Menschen mit
Wohnberechtigungsschein zur Verfügung steht. Sozialwohnungen, die aus der
Bindung fallen, müssen in den jeweiligen Quartieren ersetzt werden, um den
Anteil des örtlichen sozialen Wohnungsmarkts zu stabilisieren. Die soziale
Bindung der geförderten Wohnungen sollte für die Wohnungsunternehmen, die
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Förderung in Anspruch nehmen, dauerhaft sein. Die Bindung sollte innerhalb der
Unternehmen auf andere Wohnungen übertragen werden können (Potsdamer Modell).

Die neue Wohngemeinnützigkeit muss weiterentwickelt und mit Bauförderprogrammen
für gemeinnützige Träger ausgestattet werden. So können gemeinnützige Träger
gezielt und in Verbindung mit sozialen Angeboten selbst Akteur*innen im sozialen
Wohnungsbau werden.

Wir benötigen generell einen wesentlich größeren Anteil genossenschaftlicher
oder kommunaler Wohnungsbaugesellschaften bzw. Vermieter, um ein wesentlich
größeres Marktkorrektiv generieren zu können.

Grund und Boden ist keine beliebige Ware und muss der kapitalistischen Logik
entzogen werden. Wir brauchen eine soziale Bodenreform, da Grund und Boden den
Neubau und damit die Mieten verteuert. Insbesondere in Großstadtregionen,
entfallen weit über 50% der Kosten auf Grundstückskosten. Leistungsloser
Bodengewinn muss verhindert werden. Grundeigentümer werden reich, weil die
Kommune durch die Überplanung zum Baugrund und durch das Schaffen von
Infrastruktur Wertsteigerungen des Bodens ermöglicht. Grund und Boden muss den
sozialen Regeln des Gemeinwohls unterstellt werden und Städten und Gemeinden die
Möglichkeit eröffnet werden, Boden zuzukaufen. Dazu bedarf es rechtlicher
Möglichkeiten, wie Vorkaufsrechte zu bestimmten f㘶nanziellen Bedingungen sowie
einer starken Finanzkraft. Kommunen sollen Boden nicht mehr verkaufen müssen und
dürfen und wenn dann nur

Die bestehende Mietpreisbremse muss ohne Ausnahmen für Kurzzeitvermietungen und
möblierte Wohnungen verlängert und bestenfalls entfristet werden. Für
angespannte Wohnlagen muss außerdem die Einführung eines bundesweiten Rahmens
für Mietpreisbremsen geprüft werden. Ein solcher Rahmen könnte es Kommunen
erlauben, befristete Mieterhöhungsstopps für angespannte Wohnlagen zu erlassen.

Der beste Weg, den Anstieg von Wohnungs- und Obdachlosigkeit zu verhindern, ist
es, dafür zu sorgen, dass niemand seine Wohnung verliert. Die Bundesregierung
sollte daher ein Förderprogramm zur Prävention von Wohnungsverlusten aufsetzen.

Die Nachzahlung von Mietschulden muss für alle Mieter*innen im Fall der
Kündigung durch den Vermieter eine zweite Chance ermöglichen. Daher muss
gesetzlich geregelt werden, dass sog. Schonfristzahlungen nicht nur bei
fristlosen, sondern auch bei ordentlichen Kündigungen das Ende des
Mietverhältnisses verhindern.

Kein Mietrückstand darf es rechtfertigen, dass Menschen wohnungs- oder obdachlos
werden. Zwangsräumungen müssen gesetzlich ausgeschlossen werden, wenn kein
zumutbarer Ersatzwohnraum zur Verfügung steht.

 305 3) Arbeitsmarktintegration von benachteiligten Zielgruppen

 306

 307

 308

 309

 310

 311

 312

Der Eingliederungstitel, aus dem die Fördermaßnahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik für verschiedene Zielgruppen wie Langzeitarbeitslose,
Menschen mit Migrationshintergrund, junge Menschen und Alleinerziehende
f㘶nanziert werden, muss auskömmlich und verlässlich f㘶nanziert werden. Dies ist
notwendig, damit die zur Verfügung stehenden Fördermaßnahmen in der Praxis
Anwendung f㘶nden können, bestehende AWO – Trägerstrukturen erhalten und Angebote
weiterentwickelt werden können. In den letzten Jahren ist der
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Eingliederungstitel von 5,009 Milliarden Euro 2020, auf 4,400 Milliarden 2023
auf 3,700 Milliarden Euro 2025 (Regierungsentwurf) dramatisch gesunken.

Von den sinkendenden Mitteln des Eingliederungstitels werden zusätzlich rund 20%
nicht für die Leistungsberechtigten genutzt. Rund eine Milliarde Euro werden
jährlich vom Eingliederungstitel in das Verwaltungsbudget der Jobcenter
umgeschichtet, was die strukturelle Unterf㘶nanzierung der Jobcenter
unterstreicht. Dies führt dazu, dass weniger Fördermaßnahmen von
Leistungsberechtigen in Anspruch genommen werden können und Angebotsstrukturen
geschwächt werden. Die Praxis der Umschichtungen vom Eingliederungstitel in die 
Verwaltung muss daher beendet werden. Die Verwaltungen der Jobcenter müssen 
ausreichend f㘶nanziert werden.

Ein Blick auf die Verwaltungskosten der Jobcenter zeigt: Von den 10,7 Milliarden
Euro, die 2024 für die Betreuung der Ansprechberechtigten im Bürgergeld zur
Verfügung standen, gaben die Jobcenter 6,5 Milliarden für die Verwaltung aus.
Dies kommt einem Anstieg von 40 Prozent im Vergleich von vor 10 Jahren gleich.
Diese steigenden Verwaltungskosten bedeuten auch, dass die Jobcenter verstärkt
eigenes Personal für die Betreuung nutzen, anstatt Arbeitsmarktdienstleistungen
einzukaufen. Hierbei gilt es deutlich das Subsidiaritätsprinzip (§ 17 Abs. 1 
Satz 1 SGB II) zu wahren und zu stärken, wonach Einrichtungen und Dienste nicht
neu geschaffen werden sollen, wenn bereits geeignete Strukturen vorhanden sind.

Das 2019 eingeführte Förderinstrument Teilhabe am Arbeitsmarkt (§16i SGB II) hat
sich als geeignetes Instrument erwiesen, welches wissenschaftlich evaluiert sich
positiv auf die Beschäftigungsfähigkeit auswirkt, die Zielgruppe erreicht und
die soziale Teilhabe und das subjektive Wohlbef㘶nden verbessert. Die Zahlen der
Förderungen sind jedoch stark rückläuf㘶g (2020: 17.210, 2022: 10.750, 2023:
8.930), was auf die sinkende Mittelausstattung und die langjährige Mittelbindung
von bis zu fünf Jahren zurückzuführen ist. Für die Teilhabe am Arbeitsmarkt 
fordern wir daher einen eigenen Titel im Einzelplan. Dieser sollte mit dem
Eingliederungstitel einseitig deckungsfähig sein und die Mittelausstattung über
mehrere Jahre festgeschrieben werden.

Im Hinblick auf die Finanzierungsgrundlage gilt es den Passiv-Aktiv-Transfer,
der bereits für die Teilhabe am Arbeitsmarkt Anwendung f㘶ndet, weiter zu
stärken. Eingesparte passive Leistungen wie der Regelbedarf im Bürgergeld können
dabei für die Finanzierung des Förderinstruments eingesetzt werden. Der Passiv-
Aktiv-Transfer sollte daher gesetzlich im SGB II verankert und damitdie
Finanzierungsgrundlageauf breitere Füße gestellt werden.

Wir fordern ein Bundestariftreuegesetz auf den Weg zu bringen, um Qualität und
Fairness bei öffentlichen Vergaben zu gewährleisten. Aufgrund der starken
Preisf㘶xierung bei Vergaben stehen Träger sozialer Dienstleistungen mit
Tarifbindungen in Konkurrenz zu Niedriglohnanbietern, die oft mit einer geringen
Umsetzungsqualität arbeiten und zumeist nicht beabsichtigen dauerhafte
Strukturen aufzubauen. Ein Bundestariftreuegesetz kann zusätzlich dazu
beitragen, stabile und attraktive Arbeitsbedingungen zu gewährleisten womit
verstärkt Arbeits- und Fachkräfte gewonnen und langfristig gehalten werden
können.

Den Rückbau des Bürgergelds und die Wiedereinführung des Vermittlungsvorrangs
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lehnen wir ab. Wir sprechen uns deutlich für einen Fokus auf Weiterbildungen, 
Qualif㘶kationserwerb, Coaching und Ausbildung aus, die verstärkt zu stabilen und
besser bezahlten Arbeitsverhältnissen führen, denn: Die Zahl der Menschen ohne
qualif㘶zierten Berufsabschluss ist in den letzten 2 Jahren um rund eine halbe
Million gestiegen. Dies fördert instabile Erwerbsbiographien, erhöht das
Armutsrisiko, und die Wahrscheinlichkeit später eine unzureichende Rente zu
erhalten. Wir fordern anstatt kurzfristiger, instabiler Vermittlung in Arbeit
einen Fokus auf langfristige und qualif㘶zierte Erwerbsverhältnisse, die auch
dazu beitragen können, den Fachkräftemangel abzumildern.

Für stabile Erwerbsbiographien und die beruf㘶iche Teilhabe gilt es die Anzahl
der Schulabgängerinnen und Schulabgänger ohne Abschluss und die Zahl der jungen
Menschen ohne abgeschlossene Berufsausbildung zu verringern. Wer im
Übergangssystem angekommen ist, hat in seiner Kindheit und Jugend im
Bildungsverlauf schon verschiedene Formen der Benachteiligung erfahren. Daher
müssen Bildungsketten von der frühkindlichen Bildung über die Schule bis zum
Übergang Schule-Beruf stärker ganzheitlich betrachtetwerden sowie f㘶nanziell,
personell und materiell besser ausgestattet werden. Dabei ist es besonders
wichtig, gelingende Übergänge zu unterstützen, um zu verhindern, dass junge
Menschen abgehängt werden oder verloren gehen. Das Bildungssystem unddie 
Unterstützungsangebote sollten sich dabei stets an den Bedarfen der Menschen 
orientieren, ihre Lebensrealitäten berücksichtigen und sich kontinuierlich und
zukunftsorientiert qualitativ weiterentwickeln.

Junge Menschen mit Startschwierigkeiten brauchen ein Umfeld, das sie ermutigt,
sich auszuprobieren. Notwendig ist dafür ein System, das sich nicht primär am
Arbeitsmarkt orientiert, sondern Angebote bereitstellt, die sich an den Bedarfen
und Wünschen junger Menschen orientieren. Diese gilt es systematisch zu erfassen
und in der Maßnahmenplanung und Maßnahmengestaltung zu berücksichtigen.
Gleichzeitig gilt es auch das Praxiswissen der Träger und Einrichtungen stärker
einzubeziehen. Fördermaßnahmen und Angebote müssen auf die Lebensrealitäten von 
jungen Menschen abgestimmt sein.

Junge Menschen, die den Übergang von der Schule in den Beruf nicht ohne weiteres
schaffen, haben häuf㘶ge multiple Problemlagen und benötigen individuelle und
ganzheitliche Unterstützungen. Dafür sind angemessene und verbesserte 
Personalschlüssel notwendig, die sowohl eine sozialpädagogische Begleitung wie
auch einen Ausbau von aufsuchenden Angeboten erlauben. Dafür sind Fachkräfte
notwendig, die nach Tarif bezahlt werden und attraktive Arbeitsbedingungen
vorf㘶nden.

 396 4) Alterssicherung und Bekämpfung von Altersarmut

 397

 398

 399

 400

 401

 402

 403

 404

Ein großer Teil der Menschen hat jahrzehntelang gearbeitet. Sie haben Kinder
großgezogen, Angehörige gepf㘶egt, einen Beitrag zum Gemeinwohl geleistet. Nicht
selten ist das Ergebnis: eine nur kleine Rente, von der es sich nicht leben
lässt. Die Menschen haben Anspruch auf eine solidarische Absicherung und
Wertschätzung ihrer Lebensleistung! Daher fordern wir, dass das Rentenniveau 
schrittweise wieder erhöht wird.

Ursprünglich wurden Betriebsrenten grundsätzlich von den Arbeitgebern
f㘶nanziert. Im Laufe der Zeit haben sich Arbeitgeber immer mehr aus der
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Finanzierung zurückgezogen. Leittragende sind Arbeitnehmer aus dem
Niedriglohnbereich. Diese haben kaum Möglichkeiten zusätzlich für das Alter
vorzusorgen. Deshalb muss die betriebliche Altersvorsorge nicht nur gestärkt,
sondern verpf㘶ichtend werden. Diese Maßnahme könnte nicht nur die f㘶nanzielle
Sicherheit im Alter erhöhen, sondern auch die soziale Gerechtigkeit fördern und
die Attraktivität des Arbeitsmarktes steigern. Durch die Arbeitgeberbeteiligung
ist die Betriebsrente kostengünstiger im Vergleich zur privaten Vorsorge, somit
auch attraktiver für die Arbeitnehmer.

Die Beitragsbemessungsgrenze für die gesetzliche Rentenversicherung legt fest,
bis zu welchem Höchstbetrag das Einkommen eines Beschäftigten beitragspf㘶ichtig
ist. Arbeitnehmer*innen mit einem Einkommen über der Beitragsbemessungsgrenze
zahlen nur bis zu dieser Grenze Beiträge. Das bedeutet, dass der effektive
Beitragssatz im Verhältnis zu ihrem Gesamteinkommen niedriger ist als bei
Arbeitnehmer*innen mit einem Einkommen unterhalb der Grenze. Das
Solidaritätsprinzip der Sozialversicherung wird hier durch die
Beitragsbemessungsgrenze teilweise eingeschränkt, da höhere Einkommen nicht
proportional zur Höhe ihres Einkommens zur Finanzierung der
Sozialversicherungssysteme beitragen. Diese Ungleichbehandlung muss beendet
werden. Eine jährliche Anpassung reicht nicht aus. Die Beitragsbemessungsgrenze 
für die Rentenversicherung muss deutlich steigen. Höhere Einkommen müssen
stärker zur Finanzierung der Rentenversicherung beitragen.

Bis zum 31.12.2022 galt für Bezieher*innen von Arbeitslosengeld II eine
generelle Pf㘶icht zur Inanspruchnahme vorzeitiger Renten wegen Alters. Dadurch
musste die „Altersrente für langjährig Versicherte“ (mindestens 35
Versicherungsjahre) mit 63 Jahren beantragt werden, auch wenn dabei
Rentenabschläge vorgenommen wurden. Mit Einführung des Bürgergeldes ab dem
1.1.2023 fällt die so genannte Zwangsverrentung ab 63 weg, das heißt, es
entfällt die Pf㘶icht zur Inanspruchnahme vorzeitiger Renten wegen Alters mit
Abschlag. Der Wegfall der Zwangsverrentung wurde jedoch bis zum 31.12.2026
befristet. Ob die Zwangsverrentung wieder eingeführt wird, ist offen. Die 
Zwangsverrentung mit 63 muss dauerhaft abgeschafft werden.

Eine Erwerbstätigenversicherung sollte schrittweise eingeführt werden. Eine
schrittweise Weiterentwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung zu einer
Erwerbstätigenversicherung, die alle Berufsgruppen umfasst würde die
Finanzierung der Rentenversicherung auf eine solidere Basis stellen und für
deren Stabilisierung sorgen. In einem ersten Schritt müssen erst einmal alle neu
Verbeamteten einbezogen werden sowie diejenigen, die neu ein Gewerbe anmelden.

Staatsfonds könnten eine Ergänzung sowie eine Entlastung der gesetzlichen
Rentenversicherung darstellen. Sie können eine Möglichkeit sein, um strategische
Ziele einer Gesellschaft wie Nachhaltigkeit, eine ökologische Gesellschaft
besser zu verfolgen. Deshalb sollte die Einführung eines staatlichen 
Vorsorgefonds diskutiert und geprüft werden.

 447 5) Investitionen in Barrierefreiheit und Diskriminierungsschutz

 448 Menschen mit Behinderungen müssen voll, wirksam und gleichberechtigt an der
 449 Gesellschaft teilhaben können. Dazu muss in Barrierefreiheit investiert und der
 450 Diskriminierungsschutz verbessert werden.
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Es muss eine systematische Überprüfung bestehender und künftiger
Rechtsvorschriften auf ihre Vereinbarkeit mit der UN-Behindertenrechtskonvention
stattf㘶nden.

Der Diskriminierungsschutz durch die Verzahnung des
Behindertengleichstellungsgesetzes (BGG), des Barrierefreiheitsstärkungsgesetz
(BFSG) und Allgemeinem Gleichbehandlungsgesetz (AGG) muss verbessert werden. Es
bedarf einer gesetzlichen Verpf㘶ichtung zur Barrierefreiheit im BGG und BFSG
nicht nur für öffentliche, sondern auch für private Anbieter von Waren und
Dienstleistungen. Des Weiteren muss das AGG um die Bestimmung, dass sowohl das
Versagen angemessener Vorkehrungenals auch ein Verstoß gegen
Barrierefreiheitsbestimmungen anderer Gesetze eine verbotene Diskriminierung
darstellen, ergänzt werden.

 463 6) Sozial gerechte Steuerpolitik

 464 Die Lohn- und Einkommensteuer muss gerechter ausgestaltet werden:
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Der Grundfreibetrag leitet sich aus dem sozialhilferechtlichen Existenzminimum 
ab und ist mit circa 12.000 Euro (2025) daher deutlich zu niedrig angesetzt. 
Beide müssen aus Sicht der AWO deutlich angehoben werden.

Die AWO bekennt sich zu einer progressiven Besteuerung von Einkommen. Die erste 
Progressionszone (Tarifzone 2) ist im Vergleich zur zweiten Progressionszone 
(Tarifzone 3) allerdings zu steil gestaltet. Mit anderen Worten: der 
Eingangssteuersatz von 14 Prozent für Einkommen oberhalb des Grundfreibetrags 
von circa 12.000 Euro steigt zu schnell auf 24 Prozent ab Einkommen oberhalb von 
circa 17.500 Euro (2025). Die AWO fordert einen gleichmäßigen Anstieg der 
Steuerbelastung für Einkommen zwischen Grundfreibetrag und Eckwert für den 
Spitzensteuersatz und damit eine Zusammenlegung der derzeitigen Tarifzonen 1 und 
2 zu einer einzigen Tarif-/Progressionszone. Bei einer deutlichen Anhebung des 
Grundfreibetrags könnte der Eingangssteuersatz im Gegenzug angehoben werden.  

Der Spitzensteuersatz von 42 Prozent greift bereits für Einkommen ab einem zu 
versteuernden Einkommen von knapp unter 70.000 Euro (2025). Der Eckwert sollte 
angehoben, Einkommen darüber aber mit einem höheren Spitzensteuersatz belastet 
werden.

Der Reichensteuersatz ist zu niedrig angesetzt und greift erst bei einem zu 
versteuernden Einkommen von knapp 280.000 Euro (2025). Die AWO plädiert für eine 
Absenkung des Eckwerts, ab dem der Reichensteuersatz greift. Zudem ist eine 
Anhebung des Reichensteuersatzes geboten.

Der Solidaritätszuschlag für hohe Einkommen ist beizubehalten. Im Falle einer 
Abschaffung muss der Einkommensteuertarif in der Form angepasst werden, dass 
keine Entlastung von Hochverdienenden stattf㘶ndet und Steuermindereinnahmen 
vermieden werden.

Der Ausgleich der sogenannten kalten Progression muss für Einkommen im unteren 
und mittleren Bereich regelmäßig erfolgen. Ein sogenannter „Tarif auf Rädern“, 
der die Eckwerte automatisch an die Inf㘶ationsrate anpasst, kann aus Sicht der 
AWO ein geeignetes Instrument sein. Der Eckwert für den Reichensteuersatz ist 
von einer automatischen Anpassung auszunehmen.
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Um Alleinerziehende mit mittleren und niedrigen Einkommen besser zu 
unterstützen, muss der steuerliche Entlastungsbetrag weiterentwickelt werden zu 
einer Steuergutschrift für Alleinerziehende. Die Steuergutschrift ist eine 
Investition für die Zukunft, diese kann dazu beitragen Kinderarmut zu 
verhindern.

Das Ehegattensplitting schwächt Erwerbsanreize, fördert eine traditionelle 
Rollenaufteilung und schwächt die eigenständige soziale und ökonomische 
Absicherung, besonders bei Ehepaaren mit großen Verdienstunterschieden. 
Leidtragende sind vor allem Frauen. Zudem werden durch Mindereinnahmen die 
Sozialversicherungen geschwächt. Die AWO fordert daher eine Reform des 
Ehegattensplittings. Langfristiges Ziel sollte die Umstellung auf eine 
Individualbesteuerung mit übertragbarem Grundfreibetrag sein. Um soziale Härten 
zu vermeiden und Lebensleistung durch langjährige Care-Arbeit anzuerkennen, darf 
die Reform nicht ohne Bestandschutz bzw. großzügige Übergangsregelungen oder 
eine Wahloption für bereits bestehende Ehen auskommen.

Eine Studie des DIW im Auftrag des AWO Bundesverband zeigt, dass der 2002 
eingeführte Freibetrag für Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsbedarf (BEA) 
Kinder und Jugendliche aus sehr wohlhabenden Familien um mehr als 120 Euro im 
Monat zusätzlich zum Kindergeld fördert. Er sollte daher auf das 
verfassungsrechtlich mögliche Minimum abgesenkt und die eingesparten Mittel 
zielgerichtet zur Armutsbekämpfung von Kindern und Jugendlichen eingesetzt 
werden. Ziel muss ein einheitliches Existenzminimum für alle Kinder und 
Jugendlichen sein, das deutlich über dem derzeitigen sozialhilferechtlichen 
Existenzminimum liegt.

 519 Vermögende müssen durch eine effektivere Besteuerung ihres Vermögens wieder stärker 
 520 zur Finanzierung staatlicher Aufgaben beitragen:
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Die seit 1997 ausgesetzte Vermögensteuer muss verfassungskonform ausgestaltet 
und wieder erhoben werden.

Der Steuersatz für natürliche Personen betrug zuletzt 1 Prozent des 
steuerpf㘶ichtigen Vermögens und 0,5 Prozent des steuerpf㘶ichtigen Vermögens, 
soweit land- und forstwirtschaftliches Vermögen, Betriebsvermögen und 
Wirtschaftsgüter im Sinne des Bewertungsgesetzes enthalten waren. Aus Sicht der 
AWO müssen starke Schultern mehr tragen. Sie fordert für die Wiedereinführung 
daher eine steigende Belastung mit steigendem Vermögen - abzüglich bestehender 
Verbindlichkeiten.

Die Einnahmen aus der Vermögensteuer standen nach Artikel 106 des Grundgesetzes 
bisher den Ländern zu. Die AWO fordert eine gerechte Aufteilung des 
Steueraufkommens auf Bund und Länder.

 533 Die Erbschaft- und Schenkungssteuer muss reformiert werden:
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Große Betriebsvermögen müssen angemessen besteuert und Ausnahmen zurückgebaut 
werden. Großzügige Stundungsregelungen im Falle von nachgewiesenen 
Liquiditätsschwierigkeiten müssen im Gegenzug normiert werden.

Ein persönlicherLebensfreibetrag sollte – die sich im Falle von Schenkungen 
alle 10 Jahre erneuernden – persönlichen Freibeträge für Schenkungen ersetzen 
(derzeit: 500.000 Euro für Ehe- und eingetragene Lebenspartner*innen, 400.000 
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Euro für Kinder und Stiefkinder, 200.000 für Enkelkinder, 100.000 für Eltern und 
Großeltern, 20.000 für Geschwister, Nichten, Neffen, Stiefeltern, 
Schwiegerkinder, geschiedene Ehepartner*innen und sonstige Personen). Im 
Gegenzug müssen die Lebensfreibeträge deutlich erhöht werden. Familien greifen 
immer weniger auf das rechtliche Konstrukt der Ehe zurück. Neue Modelle, die auf 
nicht-eingetragenen Lebenspartnerschaften oder Verantwortungsgemeinschaften 
beruhen, nehmen zu. Diese Entwicklung sollte auch das Erbschaftsteuerrecht durch 
eine Angleichung der Freibeträge zwischen den verschiedenen Gruppen 
widerspiegeln. Das selbstbewohnte Wohneigentum muss weiter unberührt bleiben.

 549 Umsatzsteuer

 550 Die AWO bekennt sich grundsätzlich zur aktuellen Ausgestaltung der Umsatzsteuer (
 551 Mehrwertsteuer). Sie ist eine tragende Säule der Finanzierung von Leistungen und 
 552 Diensten des Sozialstaates, da auf sie eine hohe Summe des staatlichen 
 553 Steueraufkommens entfällt. Auf der anderen Seite belastet sie Menschen mit geringen 
 554 Einkommen im Hinblick auf ihr Einkommen prozentual gesehen stärker als Menschen mit 
 555 sehr hohen Einkommen. Grundsätzlich hält die AWO Steuersenkungen in diesem Bereich 
 556 aber für wenig zielgerichtet, da davon alle Einkommensschichten prof㘶tieren würden. 
 557 Sie spricht sich aber für eine Senkung bei pf㘶anzlichen Lebensmitteln, aus, damit 
 558 f㘶nanzielle Anreize entstehen, verstärkt auf pf㘶anzliche Alternativen 
 559 zurückzugreifen, die klimafreundlicher und gesünder sind. Auch für Baby- sowie 
 560 Menstruationsprodukte sollte die Mehrwertsteuer gesenkt werden. Bei einer Absenkung 
 561 bzw. Befreiung für einzelne Gütergruppen ist allerdings sicherzustellen, dass die 
 562 Preisreduktionen in vollem Umfang an die Kund*innen weitergegeben werden. Zur 
 563 Gegenf㘶nanzierung einer Absenkung bzw. Befreiung fordert die AWO die Bundesregierung 
 564 zu einer Prüfung eines erhöhten Mehrwertsteuersatzes für sogenannte Luxusgüter auf, 
 565 z.B. für bestimmte Autotypen, Yachten, o.ä.

 566 Übergewinnsteuer

 567 Eine „Übergewinnsteuer“ bezeichnet eine Steuer auf zusätzliche Unternehmensgewinne, 
 568 die in Folge von Preissteigerungen durch krisenbedingte Angebotsknappheit entstehen. 
 569 Stärker besteuert werden dabei die Teile von Unternehmensgewinnen, die nicht durch 
 570 Innovation oder Wettbewerbsfähigkeit erwirtschaftet wurden, sondern weil sich Güter 
 571 oder Dienstleistungen durch externe Umstände (z.B. Naturkatastrophen, Kriege und 
 572 Konf㘶ikte) verknappen und dadurch teurer werden. Auf dem Höhepunkt der 
 573 Energiepreiskrise war es der Ampel-Regierung bereits einmal gelungen, eine befristete 
 574 Sonderabgabe in Höhe von 33 Prozent auf sog. „Zufallsgewinne“ von Mineralöl- und 
 575 Gasunternehmen zu erheben. Die Bundesregierung sollte prüfen, wie eine dauerhafte 
 576 „Übergewinnsteuer“ so in der Abgabenordnung verankert und ausgestaltet werden kann, 
 577 dass sie Zufallsgewinne möglichst verlässlich und vollständig besteuert.

 578 Finanztransaktionssteuer

 579 Wie alle Märkte sollten auch die Finanzmärkte den Menschen dienen. Mechanismen und 
 580 Instrumente, die Gewinne generieren, ohne Wohlstand zu schaffen, sorgen für die 
 581 Bereicherung kapitalstarker Akteur*innen zulasten der Allgemeinheit. Zu diesen 
 582 Instrumenten zählen bestimmte Transaktionen auf den Finanzmärkten, die Kurs- oder 
 583 Preisunterschiede zwischen verschiedenen Orten oder über Zeit ausnutzen, um Gewinne 
 584 zu erzielen, denen kein realwirtschaftlicher Mehrwert gegenübersteht. Einen Teil 
 585 dieser Instrumente kann man mit dem Begriff “Spekulationen” überschreiben.
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 586 Um solche Spekulationen zu verhindern, indem man sie wirtschaftlich unattraktiv 
 587 macht, kann die Besteuerung von Finanztransaktionen helfen. Daher sollte die 
 588 Bundesregierung sich mit Nachdruck dafür einsetzen, auf EU-Ebene eine wirksame und in 
 589 ihrer abschreckenden Wirkung ausreichend hohe Finanztransaktionssteuer einzuführen. 
 590 Der bereits 2013 auf EU-Ebene geeinte Vorschlag dazu kann als Grundlage herangezogen 
 591 werden.

 592 7) Reform der Schuldenregel

 593 Die Schuldenbremse in ihrer jetzigen Form muss abgeschafft werden. Sie sollte ersetzt
 594 werden durch eine einfachgesetzliche Goldene Regel für Investitionen, die die
 595 Nettokreditaufnahme durch Bund und Länder für Investitionen grundsätzlich ermöglicht.
 596 Einziges Kriterium zur Begrenzung der Staatsverschuldung für investive Zwecke sollte
 597 die Tragfähigkeit der Staatsschulden sein. Die Ermittlung der tragfähigen
 598 Nettokreditaufnahmequote sollte durch ein unabhängiges Expert*innengremium für jedes
 599 Haushaltsjahr auf Basis der Steuerschätzung und der konjunkturellen Lagebewertung
 600 def㘶niert werden.

 601 Im Übrigen sollten die Europäischen Fiskalregeln den Gesamtrahmen der staatlichen
 602 Ausgaben für Investitionen und Konsum darstellen.

 603 Die Abgrenzung von investiven und konsumtiven Ausgaben muss neu def㘶niert werden.
 604 Diese Def㘶nition muss sich an einem ganzheitlichen Investitionsbegriff ausrichten,
 605 der auch Ausgaben zur Stärkung der sozialen Infrastruktur als investiv einstuft.

Begründung
Vorbemerkung

Deutschland, Europa und die Welt stehen vor enormen Herausforderungen: Kriege und bewaffnete 
Konf㘶ikte, die Klimakrise, wachsende soziale Ungleichheiten, der Investitionsstau bei der Infrastruktur und 
das Kaputtsparen der sozialen Dienste. Die ungelösten Probleme der vergangenen Jahrzehnte bedrohen 
zunehmend den Zusammenhalt, die Vielfalt in unserem Land und auch unsere Demokratie. Um ein 
friedliches und gutes Leben für alle zu sichern, brauchen wir einen starken Sozialstaat, der Armut und 
soziale Ausgrenzung bekämpft, für einen Ausgleich zwischen Arm und Reich sorgt und in die Zukunft und 
soziale Sicherheit der Menschen in unserem Land investiert. Als Teil einer vitalen Zivilgesellschaft 
verstehen wir es als Arbeiterwohlfahrt als unsere Aufgabe und Pf㘶icht, diese Politik aktiv mitzugestalten. 

Angesichts des Erstarkens rechter Kräfte fordert die Arbeiterwohlfahrt von der Bundesregierung daher 
eine neue Politik des Zusammenhalts, die entschieden gegen Armut vorgeht, Ungerechtigkeiten abbaut 
und den Menschen in den Mittelpunkt des Handelns rückt. Dazu gehört auch die konsequente Ausrichtung 
von Politikmaßnahmen an dem Ziel der Gleichstellung der Geschlechter. Darüber hinaus brauchen wir 
einen gesellschaftlichen Diskurs zu einem neuen Generationenvertrag, der ein ausgewogenes Verhältnis 
von Solidarität, der Anerkennung der Lebensleistung und der Sicherstellung sozialer Mobilität herstellt.

Zu 1) Armutsbekämpfung

Laut Angaben des Statistischen Bundesamtes war im Jahr 2024 weiterhin ein Fünftel (20,9%) der 
Bevölkerung von Armut oder sozialer Ausgrenzung bedroht. 15,5% der Menschen lebten unterhalb der 
Armutsgefährdungsschwelle und waren damit von monetärer Armut betroffen. Armutslagen haben sich 
seit der Jahrtausendwende verfestigt. Den Weg raus aus der Armut zu schaffen, ist immer schwieriger 
geworden.

Die Gründe für ein Leben in Armut sind sehr vielfältig, genauso wie die Stellen, an denen einen 
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entschiedene Armutspolitik ansetzt, die niemanden zurücklässt. Um monetäre Armut in unserem reichen 
Land zu bekämpfen, müssen Löhne und Sozialleistungen armutsfest ausgestaltet werden und ein 
Mindestmaß an sozialer und kultureller Teilhabe sicherstellen. Auch neue Bedarfe, wie jene, die sich aus 
der fortschreitenden Digitalisierung oder der sozial-ökologischen Transformation ergeben, müssen dabei 
berücksichtigt werden.

Eine weitere große Herausforderung ist die verdeckte Armut: viele Menschen nehmen die Leistungen, die 
ihnen zustehen, nicht in Anspruch. Das liegt an Schamgefühlen, einer zu bürokratischen 
Leistungsgewährung und Stigmatisierung in Gesellschaft und auch den Behörden selbst.

In Deutschland sind die Chancen auf ein langes und gesundes Leben zudem sehr ungleich verteilt, was 
sich durch die SARS-CoV-2-Pandemie noch weiter verschärft hat. Die durch die SARS-CoV-2 Pandemie, den 
Krieg in der Ukraine, sowie die durch die Inf㘶ation verursachten Probleme haben gezeigt, welche 
Bedeutung einem inklusiven, barriere- und diskriminierungsfreien Gesundheitswesen zukommt, und 
welche Rolle dabei den Einrichtungen und Diensten der Freien Wohlfahrtspf㘶ege zukommt. 
Interdisziplinäres Denken und Handeln sowie die frühzeitige, strukturelle Einbindung der Freien 
Wohlfahrtspf㘶ege in die Lösung komplexer, gesellschaftlicher Herausforderungen hat nachhaltig dazu 
beigetragen, die gesundheitliche und individuelle Teilhabe zu sichern wie auch die strukturellen Angebote 
zu erhalten. Deswegen gilt es aus den politischen Fehlern der Pandemie zu lernen, um dann, im Sinne 
eines lernenden Systems, Lösungsansätze für die Zukunft zu erarbeiten, die Gesundheitsschutz und die 
Teilhabe, insbesondere vulnerabler Personengruppen beachtet.

Zu 2) Wohnungspolitik

Die Wohnbedingungen beeinf㘶ussen in erheblichem Maße die Lebenschancen von Menschen. Die Art der 
Wohnung wirkt sich u.a. auf die Konf㘶iktträchtigkeit von Familienbeziehungen, auf die Möglichkeit 
persönlichkeitsorientierter Kindererziehung und auf die Chancen zur Erholung von Arbeitsbelastungen 
aus. Wohnungen sind in Deutschland als im Grundsatz markwirtschaftlich organisierte Gesellschaft ein 
käuf㘶iches Gut. Deshalb sind die Wohnbedingungen einkommensschwacher und kinderreicher 
Bevölkerungsgruppen ungünstiger als die anderer Gruppen, weil „je ärmer jemand ist, desto größer ist die 
Summe, die er im Verhältnis zu seinem Einkommen für Wohnungsmiete verausgaben 
muss“ (Schwabesches Gesetz). Die Mietbelastung steigt nicht nur mit geringerem Einkommen, sondern 
auch mit der Größe der Familie. Darüber hinaus sind in Wohnvierteln, in denen der Anteil der 
einkommensschwachen Schichten am höchsten ist, die Umweltbelastungen am größten und die 
Ausstattung mit Infrastruktur deutlich schlechter. Die Wohnungspolitik hat einen großen Anteil daran, wie 
sich die Wohnbedingungen der Menschen verändern, ob sie sich verbessern oder verschlechtern. Die 
Wohnungspolitik der letzten Jahrzehnte hat leider zu einer deutlichen Verschlechterung, nicht nur für 
einkommensschwache Bevölkerungsgruppen geführt.

Der Mangel an bezahlbarem Wohnraum ist ein zentrales Problem. Laut einer Analyse des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbands sind in Deutschland 5,4 Millionen Menschen mehr von Armut betroffen als bisher 
angenommen, insgesamt rund 17,5 Millionen Menschen und das liegt an den Kosten, die für Wohnen 
mittlerweile aufgebracht werden müssen. Besonders gefährdet sind Alleinerziehende, alleinlebende 
Rentner*innen, erwerbslose Menschen sowie junge Erwachsene. Mittlerweile müssen einige Haushalte 
mehr als die Hälfte ihres Einkommens für die Miete aufwenden. Bezahlbarer Wohnraum wird immer 
knapper, besonders für Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen.

Laut dem aktuellen Wohnungslosenbericht existieren über 550.000 Menschen ohne Wohnung in 
Deutschland und es ist davon auszugehen, dass diese Zahl weiter zunehmen wird. Wohnungslosigkeit 
stellt somit eines der drängendsten sozialen Probleme unserer Zeit dar und Wohnungslosigkeit ist die 
gravierendste Form von Armut und geht mit sozialer Ausgrenzung einher. Deutschland hat sich mit der 
Unterzeichnung der Lissabon-Erklärung und dem Nationalen Aktionsplan gegen Wohnungslosigkeit zum 
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Ziel der Überwindung von Wohnungslosigkeit bis 2030 bekannt.

Zu 3) Arbeitsmarktintegration von benachteiligten Zielgruppen

Erwerbsarbeit nimmt in unserer heutigen Gesellschaft einen hohen Stellenwert ein und hat einen 
entscheidenden Einf㘶uss auf die beruf㘶iche, gesellschaftliche und soziale Teilhabe der Menschen.

Aktuelle Zahlen zeigen jedoch, dass im März 2025 1,024 Millionen Menschen in Deutschland 
langzeitarbeitslos waren und für diese Menschen damit ein eingeschränkter Zugang zum Arbeitsmarkt, zur 
Ausbildung und zur gesellschaftlichen Teilhabe besteht. Ein Großteil dieser Personen weist mehrere 
Hemmnisse auf, die eine Teilhabe am Erwerbsleben erschweren, wie z.B.  ein geringes 
Qualif㘶kationsniveau, gesundheitliche Einschränkungen, Betreuungspf㘶ichten oder sprachliche 
Einschränkungen. Studien haben gezeigt, dass es wirksame Instrumente gibt, um einer Verfestigung von 
Langzeitarbeitslosigkeit entgegenzuwirken, diese zu überwinden und soziale Teilhabe zu fördern. 
Betrachtet man jedoch die Maßnahmenteilnahmen insgesamt in den letzten Jahren, so zeigt sich, dass 
diese rückläuf㘶g sind. Es ist daher von besonderer Bedeutung, dass für adäquate Angebote und 
Fördermaßnahmen die entsprechenden f㘶nanziellen Mittel zur Verfügung gestellt werden, und gleichzeitig 
Maßnahmen ergriffen werden, um den Abbau von sozialer Infrastruktur entgegenzuwirken und langfristig 
gewachsene Trägerstrukturen zu erhalten.

Die Zahl der Neueintritte junger Menschen in das Übergangssystem, die ohne umfassende Unterstützung 
ihren Weg in die gesellschaftliche und beruf㘶iche Teilhabe nicht f㘶nden werden, beliefen sich 2023 auf 
249.790. Diese jungen Menschen weisen häuf㘶g mehrere und unterschiedliche Problemlagen auf, wobei 
neben individuellen Faktoren auch sozialstrukturelle Faktoren wie die gegebenen 
Bildungsvoraussetzungen, die ökonomische Situation oder die Migrationsgeschichte eine wichtige Rolle 
spielen. Betrachtet man die Jugendlichen im Übergangsbereich genauer, so zeigt sich, dass nach einem 
Jahr nur etwa einem Drittel der Jugendlichen der Übergang in eine Ausbildung gelingt - nach drei Jahren 
und zum Teil vielfältigen Maßnahmen liegt die Übergangsquote bei etwa 60 Prozent. Um dem 
entgegenzuwirken, gilt es, Bildungsketten stärker ganzheitlich zu betrachten, mehr individuelle Förderung 
und Begleitung zu ermöglichen und die soziale Infrastruktur in Ihrer Gesamtheit zu stärken.

Die formulierten Maßnahmen zielen in ihrer Gesamtheit darauf ab, statt einer kurzfristigen Vermittlung in 
Arbeit langfristige Zukunftsperspektiven durch Qualif㘶zierung, Weiterbildung und Coaching zu fördern und 
f㘶nanzielle Mittel für den Erhalt der sozialen Infrastruktur, für Fördermaßnahmen und ganzheitliche 
Angebote bereitzustellen, um eine schrittweise Heranführung an die beruf㘶iche Teilhabe zu ermöglichen.

Zu 4) Alterssicherung und Bekämpfung von Altersarmut

Unsere Gesellschaft wird immer älter - der demograf㘶sche Wandel ist in vollem Gange. Mit der 
beginnenden Verrentung der besonders geburtenstarken Jahrgänge der 50er und 60er Jahre (“Baby-
Boomer”) wird dies zu einer immer größeren Herausforderung für das Rentensystem. Die 
umlagef㘶nanzierte gesetzliche Rente lebt davon, dass diejenigen, die im Erwerbsleben stehen, die Rente 
für diejenigen erarbeiten, die nicht mehr im Beruf sind. Wenn sich das Verhältnis zwischen 
Arbeitnehmer*innen und Rentner*innen so rasant umkehrt, wie wir dies in Zukunft erwarten können, 
braucht es Antworten, die der Aufgabe gewachsen sind.

Eine Lösung im bestehenden System scheint utopisch – nur wenn alle Erwerbstätigen, auch 
Selbstständige, Unternehmer*innen, Abgeordnete und Beamt*innen, sich beteiligen, kann es klappen.

Wichtig zu betonen ist dabei auch, dass die Altersvorsorge nicht nur die Pf㘶icht der Einzelnen und des 
Staates sein sollte. Auch das Kapital, d.h. die Arbeitgeber*innen, sollten ihrer Verantwortung für ihre 
Beschäftigen nachkommen.

Altersarmut darf in unserer alternden Gesellschaft nicht zur Norm werden. Deswegen braucht es mutige 
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Reformen, die über die bestehenden Systeme hinausdenken, damit die Rente auch wirklich „sicher” ist.

Zu 5) Investitionen in Barrierefreiheit und Diskriminierungsschutz

Die grundsätzliche Voraussetzung für Teilhabe ist eine vollumfängliche Barrierefreiheit. Damit Menschen 
mit Behinderungen gleichberechtigt an der Gesellschaft teilhaben, ihren Beitrag zum allgemeinen Wohl 
und zur Vielfalt Deutschlands leisten können, muss mehr in Barrierefreiheit und Diskriminierungsschutz 
investiert werden. Zum einen muss die Auff㘶ndbarkeit, Zugänglichkeit und Nutzbarkeit von Gebäuden, 
Dienstleitungen und Produkten im öffentlichen und privaten Bereich muss verbessert werden.

Zu 6) Sozial gerechte Steuerpolitik

Einkommen und Vermögen sind die zentralen Treiber von persönlichem Wohlstand in einer 
Marktgesellschaft. Sie dienen nicht nur der Sicherung des Lebensunterhalts und der Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben, sondern entscheiden auch maßgeblich über Möglichkeiten der politischen 
Beteiligung. Direkte und indirekte leisten auch einen unverzichtbaren Beitrag zur Finanzierung öffentlicher 
Infrastrukturen und der sozialen Daseinsvorsorge.

Einkommen sind in Deutschland sehr ungleich verteilt. So herrschen große Verdienstunterschiede, auch 
und vor allem zwischen den Geschlechtern. Der bereinigte Gender Pay Gap lag 2024 bei 6 Prozent. Das 
heißt: Frauen verdienen 6 Prozent weniger als Männer, selbst wenn man objektive Kriterien, wie 
Anforderungsprof㘶le oder Berufserfahrung, berücksichtigt. Berücksichtigt man diese nicht, liegt der 
unbereinigte Verdienstabstand sogar bei 16 Prozent.

Der Einkommensteuertarif ist so gestaltet, dass er vor allem untere und mittlere Einkommen belastet und 
am oberen Ende der Einkommensverteilung im historischen Vergleich zurückhaltend besteuert. So lag der 
höchste Steuersatz in der Einkommensteuer 1998 noch bei 53 Prozent. Heute beträgt er nur noch 45 
Prozent. Auch das Ehegattensplitting hat weitreichende unerwünschte Folgen. Es schwächt Erwerbsanreize 
sowie eine eigenständige soziale und ökonomische Absicherung und fördert auch eine traditionelle 
Rollenaufteilung. Leidtragende sind vor allem Frauen. Durch die Kinderfreibeträge werden Kinder aus 
Familien mit sehr hohen Einkommen bei der Besteuerung zusätzlich zum Kindergeld f㘶nanziell unterstützt, 
um bis zu ungefähr 120 Euro im Monat.

Noch ungleicher verteilt als Einkommen sind Vermögen in Deutschland. Die Vermögensungleichheit ist in 
etwa doppelt so hoch. Aktuell (2021) liegt das aggregierte Nettovermögen bei 13,2 Billionen Euro. 
Durchschnittlich besitzen private Haushalte ein Nettovermögen von 316.000 Euro, die reichsten 5 Prozent 
verfügen über mindestens 1,1 Millionen Euro. Das reichste Prozent besitzt 27,6 Prozent, die ärmere Hälfte 
nur 2,5 Prozent des gesamten Vermögens. Eine Ursache für die hohe Vermögenskonzentration liegt in 
Substanzsteuern, die entweder nicht erhoben werden, wie die Vermögensteuer, oder aber so ausgestaltet 
sind, dass durch sie kein messbarer Beitrag zur Verringerung der Ungleichheit der Vermögen geleistet 
wird, wie bei der Erbschaftsteuer.

Wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass Menschen mit kleinen Einkommen besonders stark von 
indirekten Steuern, wie der Mehrwertsteuer, belastet werden. Auf der anderen Seite stellt die freie die 
Preisgestaltung bei lebensnotwendigen Gütern ein Risiko dar. Wenn in Krisen das Angebot einbricht und 
es keine faire Übergewinnabschöpfung und/oder eine andere Form der Preisregulierung gibt, führt dies zu 
nicht zu rechtfertigenden Preissteigerungen, Inf㘶ation und sozialen Verwerfungen.

Zu 7) Reform der Schuldenregel

Auch in ihrer nun reformierten Form besteht die Schuldenbremse aus willkürlich gesetzten Zahlen: Es gibt 
keine empirische, ökonomische Herleitung dafür, warum die Neuverschuldung ausgerechnet maximal 0,35 
Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung betragen soll. Darüber hinaus lässt sich nicht begründen, 
warum Ausgaben für die äußere Sicherheit oberhalb von einem Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
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komplett von der Schuldenbremse ausgenommen werden sollten, Investitionen in die innere und soziale 
Sicherheit allerdings nicht.

Hinzu kommt, dass für das Funktionieren der Europäischen Währungsunion bereits ein gemeinsames 
Regelwerk gilt: Die Europäischen Fiskalregeln wurden dezidiert mit dem Ziel geschaffen, verbindliche und 
gemeinschaftliche Verabredungen zur Stabilität der öffentlichen Haushalte und damit der Währung und 
des Preisniveaus zu sichern. Darüber hinaus gehende nationale Begrenzungen sind für einen stabilen Euro 
nicht erforderlich.

Abschließend lässt sich festhalten, dass die Einteilung staatlicher Ausgaben in Investitionen und Konsum 
einem veralteten Verständnis staatlicher Finanzen entspringt. Investitionen kennzeichnen sich dadurch, 
dass sie einen Mehrwert für zukünftige Generationen schaffen – und daher guten Gewissens unter 
Inkaufnahme einer zukünftigen Zinsbelastung getätigt werden können. In Zeiten der Klimakrise und 
sozialer Krisen wissen wir: Nicht nur solche Ausgaben, die langfristige Vermögenszugewinne sichern, sind 
Zukunftsinvestitionen – sondern auch solche, die unsere Lebensgrundlagen schützen und für 
Chancengleichheit sorgen.

Bundeskonferenz 2025
Erfurt, 14.11.2025 - 16.11.2025


